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Liebe Kolleginnen und Kollegen!  
Exzellenzen!  
Verehrte Gäste!

 „Wer Wahlergebnisse vorfertigt oder verfälscht 
oder vorgefertigte oder verfälschte in Umlauf 
bringt, wird mit einer Ausreisequote nicht unter 
50.000, mit einer Botschaftsbesetzung nicht un-
ter drei Monaten und einer Protestdemonstra- 
tion ... nicht unter 10.000 Teilnehmern  
bestraft.“ 

Meine Damen und Herren, dieser Protestaufruf 
zu einer Demonstration gegen die gefälschten 
Kommunalwahlen in der DDR vom Mai 1989 
ließe sich im Rückblick noch ergänzen: Wer 
einem Volk sein elementares Recht auf freie 
Wahlen vorenthält, den jagt am Ende das Volk 
davon. 
Die SED-Diktatur wurde zwar nicht allein mit 
Demonstrationen und Flugblättern entwaffnet, 
aber gewiss auch und nicht zuletzt mit  
bissiger Ironie. 

Die Hintergründe dafür waren jedoch alles  
andere als witzig. Die mehr oder weniger  
subtilen Mechanismen des Überwachungs- 
und Unterdrückungsstaates ließen 40 Jahre 
keine freien Wahlen und geheimen Abstim-
mungen zu. Einheitslisten degradierten die 
Bürger in Wahlen ohne Auswahl zum bloßen 
 „Zettelfalten“. Der Wahlausgang war das  
Ergebnis dreister Fälschungen.
Statt der propagierten Identität von Herr-
schern und Beherrschten legten im Mai 1989 
nach den erneut manipulierten Kommunal-
wahlergebnissen einzelne Bürger vor aller 
Augen den Bruch zwischen Partei und Volk 
offen. Sie machten Wahlbehinderung, Wahl-
beeinflussung und Wahlfälschung öffentlich. 
Diese heute zu Unrecht weitgehend Vergesse-
nen nahmen Drangsalierungen in Kauf; sie  
riskierten, abgehört, beobachtet und unter 
Druck gesetzt zu werden. 
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Frau Bundeskanzlerin!  
Herr Bundesratspräsident!  
Herr Präsident des Bundesverfassungsgerichts! 
– Ihnen, lieber Herr Professor Voßkuhle,  
gratuliere ich im Namen des ganzen Hauses 
herzlich zur Übernahme Ihres hohen Amtes in 
dieser Woche

Beifall

und wünsche Ihnen für Ihre Amtszeit eine 
glückliche Hand, ein sicheres Urteil und   
Gottes Segen.
Mein besonderer Gruß gilt allen Mitgliedern der 
10. Volkskammer und, an ihrer Spitze, der da-
maligen Präsidentin, Frau Dr. Bergmann-Pohl.

Beifall

Rede des Präsidenten des Deutschen  
Bundestages, Prof. Dr. Norbert Lammert
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 „Wir sind das Volk“: Das bedeutete 1989, sich 
von der Entmündigung zu befreien und die 
Dinge selbst in die Hand nehmen zu wollen. 
Allein die beachtliche Wahlbeteiligung bei 
den Volkskammerwahlen vor 20 Jahren  
– mehr als 93 Prozent – war ein bemerkens-
werter Beleg für das neu gewonnene demo-
kratische Selbstbewusstsein der Bürger in der 
DDR.
 „Der 18. März war kein Geschenk, keine himm-
lische Fügung, sondern ein hart errungenes 
Ergebnis der Friedlichen Revolution“. So hat 
Wolfgang Thierse in diesen Tagen die damali-
gen Ereignisse beschrieben und hinzugefügt: 
 „Er war das großartige Werk jener mutigen, mu-
tig gewordenen Menschen, die im Herbst 1989 
ihre Sprache wiederfanden, sich in den Bür-
gerrechtsbewegungen sammelten und in jenen 
Tagen ihre Freiheit … selbst erkämpft haben!”
Ihren Beitrag zur deutschen Demokratie- und 
Parlamentarismusgeschichte wollen wir heute 
würdigen. Der Deutsche Bundestag hat dafür 
seine Haushaltsberatungen unterbrochen. Ich 
hätte mir gewünscht, dass auch unsere öffent-
lich-rechtlichen Fernsehanstalten

Heiterkeit und Beifall

den Rang dieses Ereignisses dadurch gewür-
digt hätten, dass sie nicht nur im Spartenkanal 
Phoenix ihre alltäglichen Vormittagsprogram-
me hierfür für eine ganze Stunde einem brei-
ten Publikum geöffnet hätten.

Beifall

Das ZDF hat sich nach mehrfacher Rückfrage 
unsererseits am Ende gegen die Übertragung 
entschieden. In der Drehscheibe Deutsch-
land sind nach eigener Programmauskunft 
jetzt zeitgleich Berichte über die Angst vor 
Genkartoffeln, über geprellte Bauherren und 
über einen Melkwettbewerb in Niedersachsen 
zu sehen. 

Heiterkeit

So viel zu einem Thema, das wir bei ande-
rer Gelegenheit ganz offenkundig vertiefen 
müssen. 

Beifall
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Der Protest gegen die letzten gefälschten DDR-
Wahlen schlug einen Funken, der im Herbst 
des gleichen Jahres Massenproteste entzün-
dete. Nun waren es nicht mehr wenige, auch 
nicht die angedrohten 10.000 Teilnehmer,  
sondern am Ende Hunderttausende, die sich 
gegen die Missachtung elementarer Bürger- 
und Menschenrechte in der DDR zur Wehr 
setzten. Sie forderten: „Freie Wahlen – wahre 
Zahlen!” Das mutige Engagement einer Min-
derheit ermöglichte am Ende der Mehrheit,  
ihre eigene Stimme zu finden und am  
18. März 1990, heute vor genau 20 Jahren, in 
wirklich freien, allgemeinen, gleichen, direk-
ten und geheimen Wahlen an die Urnen zu 
tragen. 
Die autoritäre Führung dieser zweifellos deut-
schen, aber sicher nicht demokratischen Repu-
blik baute auf Bevormundung und Unterdrü-
ckung, auf häufig erzwungene Teilnahme; sie 
gewährte aber keine echte Teilhabe, schon gar 
keinen ernsthaften politischen Einfluss. Das 
galt auch für ein Parlament, das selten zusam-
mentrat, und, wenn doch, die Abgeordneten 
zu bloßen Statisten unter Regie der Einheits-
partei machte. 

Die DDR-Zeitschrift Staat und Recht urteilte 
1978 über die Volkskammer, dieses – Zitat – 
 „oberste staatliche Machtorgan der DDR“ sei 
nicht mit den Maßstäben des bürgerlichen  
Parlamentarismus messbar und bewertbar. 
Das ist sicher wahr, aber in Bezug auf selbst-
beanspruchte demokratische Grundsätze eben 
doch. Das „große Sprech- und Horchinstru-
ment“, das Bertolt Brecht 1954 vorgeschwebt 
hatte, ist die Volkskammer bis zu den Wahlen 
am 18. März 1990 sicher nie gewesen.

Meine Damen und Herren, was ein politi-
sches System als Demokratie qualifiziert, ist 
die Existenz und gefestigte Rolle eines frei ge-
wählten Parlamentes im Verfassungsgefüge 
wie in der politischen Realität. Regiert wird 
immer und überall auf der Welt, mal mit und 
auch heute noch allzu oft ohne demokratische 
Legitimation. Ein frei gewähltes, demokrati-
sches Parlament macht den Unterschied. Es ist 
das Forum der Nation zur öffentlichen Aus- 
einandersetzung, Beratung und Entscheidung  
aller wichtigen Angelegenheiten. 



11

Ihre Bedeutung war in dieser Rolle indes 
kaum weniger groß als zuvor. Denn die demo-
kratische Reife eines politischen Systems zeigt 
sich vor allem am Vorhandensein einer Oppo-
sition und an ihren politischen Wirkungsmög-
lichkeiten. Sie erst machen ein Parlament zur 
Vertretung des ganzen Volkes. 
Die freien Wahlen beendeten in der DDR das 
Schattendasein des jahrzehntelang dem eige-
nen Anspruch Hohn sprechenden Parlaments. 
Erst jetzt wurde es zu einer echten Kammer 
des Volkes und zur politischen Herzkammer 
der in der friedlichen Revolution neu gewon-
nenen Demokratie. Der Zentrale Runde Tisch, 
dem das Verdienst gebührt, die DDR friedlich 
in ein freiheitlich-demokratisches Gemeinwe-
sen überführt zu haben, stützte sich zwar auf 
eine politische, jedenfalls moralische Legiti- 
mierung durch einen Großteil der Bevölke-
rung. 

Doch erst die aus freien Wahlen hervorgegan-
gene Volksvertretung schuf die Voraus- 
setzung für eine demokratisch legitimierte Re-
gierung, deren Handlungsfähigkeit dabei das 
Ergebnis großen Verantwortungsbewusstseins 
unter den damaligen politischen Akteuren war. 
So überraschend der Wahlausgang gewesen 
ist, so eindeutig und unmissverständlich war 
hingegen dessen politische Botschaft: Er be-
deutete das Mandat zur deutschen Einheit. 
Reinhard Höppner hat diese Bedeutung des 
Wahlausgangs in einem heute erschienenen  
Interview als – ich zitiere – „Plebiszit über die 
deutsche Einheit“ bezeichnet. 
Der 18. März 1990 wies den Abgeordneten der 
10. Volkskammer damit über Nacht eine der 
Hauptrollen auf der Bühne der Weltpolitik zu. 
Von insgesamt 409 Abgeordneten – einschließ-
lich der Nachrücker – gehörten nur ganze drei 
Prozent bereits der 9. Volkskammer an. Die al-
lermeisten traten über Nacht in eine Aufgabe, 
von der sie selber nur begrenzte Vorstellungen 
haben konnten. Sie gingen teilweise hohe be-
rufliche Risiken ein und brachten über Monate 
erhebliche private Opfer. 

10

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung kommentierte den 18. März 1990, die 
Welt sei an diesem Tag zum zweiten Mal Zeu-
ge eines Aktes deutscher Selbstbefreiung ge-
worden. Der erste habe auf der Straße gespielt, 
der zweite in der Wahlkabine. Mit den Wahlen 
schloss sich die DDR der Verfassungstradition 
westlicher Demokratien an. 
Sie, verehrter Lothar de Maizière, haben als 
frei gewählter Ministerpräsident der DDR in 
Ihrer Regierungserklärung am 19. April 1990 
vor den Abgeordneten der Volkskammer ge-
sagt – ich zitiere –: 
 „Das Volk ist sich seiner selbst bewußt gewor-
den. Zum ersten Mal seit vielen Jahrzehnten 
haben sich die Menschen in der DDR als Volk 
konstituiert“.
Die Dimension, die die Wahl heute vor 20 Jah-
ren für jeden Einzelnen, jede Einzelne hat-
te, haben Sie später oft in einer historischen 
Rechnung eindrücklich aufgemacht: 

Man musste damals weit über 70 Jahre alt 
sein, um bereits einmal im Leben in diesem 
Teil Deutschlands frei gewählt zu haben – 
1932, bei den letzten Reichstagswahlen, die 
diese Bezeichnung verdienen. Sie selbst wa-
ren damals gerade 50 Jahre alt geworden. Das 
ist ein besonders schöner Anlass, Ihnen heu-
te, 20 Jahre später, im Deutschen Bundestag zu 
Ihrem 70. Geburtstag zu gratulieren, den Sie 
vor wenigen Tagen begangen haben, 

Beifall

und zugleich zu dem Beitrag, den Sie persön-
lich zur Vollendung der demokratischen Revo-
lution in der DDR geleistet haben. 

Meine Damen und Herren, der Wahlausgang 
damals erfüllte nicht die Hoffnungen aller; er 
überraschte viele und entsprach damit min-
destens den Erwartungen an eine wirklich 
freie und geheime Wahl. Vertreter der Bürger-
rechtsbewegung, die mit ihrem Widerstand 
die freien Wahlen ermöglicht hatten, fanden 
sich in der parlamentarischen Opposition wie-
der. Das war für viele eine schmerzhafte  
Erfahrung. 
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Auch das ist ein Punkt, den wir bei anderer 
Gelegenheit vertiefen können und müssen. 

Heiterkeit

Nicht vorbildlich waren sicher damals die Ar-
beitsbedingungen, die etwa die Vorbereitun-
gen zu Koalitionsgesprächen nur auf Fluren 
zuließen, wie sich Richard Schröder immer 
wieder erinnert. Als damaliger Fraktionsvor-
sitzender der SPD bekam er erst im August ein 
Telefon in seine Wohnung. Bis dahin konnte 
er zwar mit einem ausgeliehenen Funktelefon 
mühelos bis Honolulu, aber nicht von Ostber-
lin nach Leipzig telefonieren.
Die Abgeordneten standen vor der Doppelauf-
gabe, ein arbeits- und funktionsfähiges Parla-
ment zu schaffen und zugleich unter enormem 
Zeitdruck gesetzgebende Entscheidungen von 
bislang ungekannter Tragweite zu treffen. Hin-
ter der durchaus untypischen Arbeitsplatzbe-
schreibung der Abgeordneten, sich möglichst 
schnell „überflüssig“ zu machen, stand nicht 
weniger als die Aufgabe, eine jahrhunderte- 
alte deutsche Hoffnung und ein vier Jahrzehn-
te währendes Versprechen einzulösen: die Ver-
bindung von Einigkeit und Recht und Freiheit. 

Der 18. März 1990 steht als Datum in einer be-
merkenswerten Traditionslinie der deutschen 
Geschichte. Ich denke an die Proklamation der  
 „Mainzer Republik“ am 18. März 1793 unter 
dem Eindruck und Einfluss der französischen 
Revolution und an den Aufbruch zur Freiheit 
in den Berliner Barrikadenkämpfen 1848, wie-
derum am 18. März. Der Unterschied zu frühe-
ren Daten: Mit dem 18. März 1990 gingen die 
Deutschen den Weg zur deutschen Einheit in 
Frieden und Freiheit erfolgreich zu Ende.
1989/90 übte der Parlamentarismus gerade-
zu magnetische Kraft auf die Bürgerrechtsbe-
wegungen des Ostblocks aus. Auch die Deut-
schen erlebten vor 20 Jahren Sternstunden des 
Parlamentarismus – zu einer Zeit, als im Wes-
ten Parlamentarismuskritik zum vermeintlich 
guten Ton zu werden schien. 
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Viele von ihnen, darunter viele heute vergesse-
ne, stille Helden der Revolution, haben die po-
litische Bühne längst wieder verlassen. Des-
halb begrüße ich heute besonders herzlich alle 
damaligen Mitglieder der Volkskammer im 
Deutschen Bundestag, der ohne ihr politisches 
Wirken heute weder in Berlin tagen noch das 
ganze deutsche Volk vertreten könnte. 

Beifall

Die 10. Volkskammer ist sicher nicht nur  
eines der fleißigsten, sondern auch eines der 
wirkungsmächtigsten Parlamente in der deut-
schen Demokratie- und Parlamentarismus- 
geschichte gewesen. Ich freue mich, dass ab 
heute von der Website des Deutschen Bun-
destages aus auf eine Onlinedatenbank zuge-
griffen werden kann, in der die verfügbaren 
biografischen Kurzinformationen zu allen Ab-
geordneten der 10. Volkskammer zusammen-
getragen sind. Dafür danke ich dem Leiter des 
Zentrums für Historische Sozialforschung an 
der Universität zu Köln, Herrn Professor Dr. 
Schröder, der dies im Auftrag des Bundestages 
kurzfristig realisiert hat. 

 
Meine Damen und Herren, die freie Volkskam-
mer hat damals viele Kommentierungen, gele-
gentlich gönnerhafte Attribute bekommen.  
Heute ist für manche damalige Mitglieder si-
cher auch ein Anlass zur selbstkritischen 
Rückschau. Den Abgeordneten wurde ein im-
menses Arbeitsprogramm abverlangt. Wäh-
rend die Volkskammer in den 80er-Jahren 
im Schnitt nicht einmal zu drei Sitzungen im 
Jahr zusammentrat, wurden zwischen April 
und September 1990 in 38 Tagungen 164 Ge-
setze und 93 Beschlüsse beraten und verab-
schiedet. Dass die Abgeordneten dabei um  
Dialog und Konsens bemüht waren, erschien 
westlichen Beobachtern oft als ungewöhnlich.
Manches, was damals naiv erschien – auch 
Abstimmungen quer durch die Fraktionen –, 
lässt sich durchaus auch als vorbildlich  
begreifen. 

Beifall



1514

Ich freue mich auch deshalb ganz beson-
ders, dass von heute an das Internetangebot 
des Deutschen Bundestages allen interessier-
ten Bürgerinnen und Bürgern erstmals sämt-
liche Plenarverhandlungen der 10. Volkskam-
mer in Ton, Bild und als Druckdokumente 
verfügbar macht: über 200 Stunden Fernseh-
aufzeichnungen der Plenarsitzungen und über 
6.000 Seiten mit Protokollen und Drucksachen 
der Volkskammer. Ermöglicht hat dies eine 
schnelle und glückliche Kooperation mit dem 
Bundesarchiv und dem Deutschen Rundfunk-
archiv, für die ich allen daran Beteiligten  
herzlich danke. 

Beifall

Der Deutsche Bundestag stellt damit der poli-
tischen Bildungsarbeit, den Schulen, der Wis-
senschaft und den Medien einmalige Quellen 
aus einer der interessantesten Phasen deut-
scher Parlamentsgeschichte zur Verfügung. 
Mit der Präsentation im Internet kann sich 
nun jeder diese spannenden Tage zwischen 
April und Oktober 1990 noch einmal lebhaft 
in Erinnerung rufen, und ich hoffe, dass davon 
reger Gebrauch gemacht werden wird. 

Aus knapp 200 Stunden aufgezeichneter und 
nun im Internet vollständig abrufbarer Debat-
ten hat das Referat Parlamentsfernsehen der 
Bundestagsverwaltung für unsere heutige Ver-
anstaltung einen Zusammenschnitt von acht 
Minuten gefertigt, den wir jetzt sehen werden. 
Ich danke Ihnen, verehrter Herr de Maizière, 
dass Sie uns anschließend aus der Perspektive 
eines damals Handelnden Einblicke in  
diese aufregende Zeit und Einsichten in ihre 
Bedeutung vermitteln und vielleicht auch in 
die persönliche Bilanz eines der herausragen-
den Akteure, der sich – zusammen mit vielen 
bekannten und noch mehr unbekannten Mit-
streitern – um die deutsche Einheit bleibende 
Verdienste erworben hat. Ihnen allen, wo im-
mer sie heute leben und wirken, gelten unser 
Dank und unser Respekt.

Beifall
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Die Freiheit war es, die ohne Zweifel im Zen-
trum der Ereignisse jener beiden Jahre stand, 
deren Jubiläen wir zum Teil bereits gefeiert  
haben und noch begehen werden.  
Vor dem Hintergrund der Veränderungen, die 
sich in der Sowjetunion vollzogen und die eng 
mit dem Namen Michail Sergejewitsch Gor-
batschow verbunden sind, wurde schon die 
Vorbereitung zur Kommunalwahl vom 7. Mai 
1989 zum Anlass, um von den Herrschen-
den in der DDR zu verlangen, formal verbürg-
te Rechte nun endlich auch zu gewähren. In 
wahlvorbereitenden Versammlungen wurde 
dies schon gefordert. Mehr noch: Die  
offenkundigen Fälschungen der Wahlergeb-
nisse wurden zu einer Ursache von nun an 
nicht mehr verstummender Opposition, deren 
Hauptforderung war: freie Wahlen in der DDR. 
Es sollte nicht einmal mehr ein Jahr dauern, 
bis die Forderung erfüllt war.  
Bis dahin fanden aber viele dieser Aktivitäten 
einen Schutzraum unter dem Dach der Kirchen, 
besonders aber der evangelischen Kirche.  
Diese wiederum bemühte sich aus eigener 
Überzeugung, aber eben auch mangels einer 
Alternative, der sich bedrohlich verschlech-
ternden Stimmung im Land eine vernehmbare 
und konstruktive Stimme zu geben. Die Kirche 
war der einzige Ort, an dem es Meinungsviel-
falt und Dialog gab, und sie war der Ort, an 
dem im Rahmen der Synoden eine wirkliche 
parlamentarische Kultur bereits geübt und  
gepflegt wurde. 

So war es denn auch die V. Synode des Bun-
des der Evangelischen Kirchen in der DDR, 
die am 19. September 1989 in Eisenach mit  
einem Beschluss in großer Klarheit die ent-
standene Lage im Land charakterisierte und 
unmissverständliche Forderungen aufstellte. 
Es hieß damals unter anderem: Wir brauchen 
ein allgemeines Problembewusstsein dafür,  
dass Reformen in unserem Land dringend not-
wendig sind. Wir brauchen die offene und  
öffentliche Auseinandersetzung mit unseren 
gesellschaftlichen Problemen. Wir brauchen 
jeden für die verantwortliche Mitarbeit in der 
Gesellschaft. Wir brauchen Wahrhaftigkeit als 
Voraussetzung für eine Atmosphäre des Ver-
trauens. Wir brauchen verantwortliche plura-
listische Medienpolitik. Wir brauchen eine  
demokratische Parteienvielfalt. Wir brauchen 
Reisefreiheit für alle Bürger. Wir brauchen 
wirtschaftliche Reformen. Wir brauchen einen 
verantwortlichen Umgang mit gesellschaftli-
chem und persönlichem Eigentum. Wir brau-
chen Möglichkeiten freier Demonstrationen.

16

Sehr geehrter Herr Präsident  
des Bundestages!  
Sehr verehrte Frau Bundeskanzlerin!  
Sehr geehrte Herren Präsidenten des Bundes-
rates und des Bundesverfassungsgerichts!  
Exzellenzen! Meine Damen und Herren Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages!  
Sehr geehrte Frau Präsidentin Bergmann-Pohl! 
Meine lieben Freunde und Mitstreiter aus der 
ersten frei gewählten Volkskammer!  
Verehrte Gäste! 

Wir von der Volkskammer feiern heute Ge-
burtstag, und ich freue mich, dass wir dies  
feiern, und ich freue mich fast noch mehr  
darüber, wo wir dies feiern. Dass obendrein  
so viele Gäste gekommen sind, um zu gratulie-
ren, das finde ich schon erstaunlich.

Beifall

Ich betrachte es als eine große Ehre und auch 
als Herausforderung, aus gegebenem Anlass 
hier zu sprechen. Niemanden wird es daher 
überraschen, dass ich an diesem Tag als An-
walt ein Plädoyer halte. 20 Jahre sind gewöhn-
lich ein hinreichender Zeitraum, nach dessen 
Verlauf Dinge klarer werden und das Wesent-
liche hervortritt. Darum will ich ein Plädoyer 
für die Freiheit halten.

Rede von Dr. h. c. Lothar de Maizière
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Gerade darum verfiel die Autorität der  
Modrow-Regierung. Aber auch der runde Tisch 
konnte diese Sehnsucht nicht erfüllen. Ich sage 
das bewusst im Hinblick auf die immer wieder 
aufscheinende Verklärung dieses Gremiums. 
Der runde Tisch wurde mit überbordenden 
Hoffnungen bedacht. Joachim Gauck hat dies 
vor gut zehn Jahren, am 9. November 1999, in 
diesem Hause auf den Punkt gebracht, als er 
sagte: „Wir träumten das Paradies, und wach 
geworden sind wir in Nordrhein-Westfalen.“ 

Heiterkeit und Beifall

Ich entsinne mich aber, dass er sich sogleich 
einholte und sagte, dass er nichts gegen Nord-
rhein-Westfalen habe sagen wollen, 

Heiterkeit

sondern dass er nur etwas über den Hoff-
nungshorizont der damaligen Zeit habe be-
richten wollen. Andere erhofften sich gar 
himmlische Gerechtigkeit und waren ent-
täuscht, nur den irdischen Rechtsstaat zu er-
halten. Ich als nüchterner Jurist erhoffte mir 
nicht mehr, aber auch nicht weniger als eben 
diesen Rechtsstaat. 

Der runde Tisch – ich sage das mit fester Über-
zeugung – hat seinen Auftrag, die Übergangs-
zeit zu moderieren und freie Wahlen vorzu-
bereiten, vollständig und vorbildlich erfüllt, 
mehr aber konnte er nicht leisten. Niemals 
hätte er ein frei und demokratisch gewähltes 
Parlament ersetzen können. 
In dieser Situation war es darum folgerich-
tig, dass die ursprünglich für den 6. Mai ange-
setzten Volkskammerwahlen auf den 18. März 
vorgezogen wurden. Unser Teil Deutschlands 
brauchte nichts dringender als eine wirkliche 
Volksvertretung. Wir brauchten eine Form, in 
der – wie eben ausgeführt – selbstbestimmtes 
und verantwortliches Handeln zustande ge-
bracht werden konnte. Machen wir es uns an 
dieser Stelle ruhig noch einmal klar: Wer in 
der DDR lebte und 1932 als 20-Jähriger an den 
Novemberwahlen zum Reichstag teilgenom-
men hatte, musste nun 77 Jahre alt geworden 
sein, um wieder frei zu wählen.  
Meine Generation hatte noch niemals demo-
kratisch gewählt. Das ist zweifellos einer der 
Gründe, warum diese Wahl die Menschen 
elektrisiert hat. Ich kenne niemanden, der in 
diesen Tagen nicht als Wahlkämpfer, als Kan-
didat, als Demonstrant oder in irgendeiner an-
deren Weise in das Geschehen eingegriffen 
oder es zumindest in höchster Spannung ver-
folgt hätte. Nur so konnte aus der Wahl ein 
Parlament hervorgehen, das einen wirklichen 
Querschnitt des Volkes repräsentierte. 
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Und: Wir brauchen ein Wahlverfahren, das die 
Auswahl zwischen Programmen und Personen 
sowie Parteien ermöglicht.  
Natürlich sind das aus unserer heutigen Sicht 
fast reine Selbstverständlichkeiten, von de-
nen wir aber damals, am 19. September 1989, 
scheinbar unendlich weit entfernt gewesen 
sind.
Spätestens die Reaktion des Parteiorgans  
Neues Deutschland, in der von „großdeut-
schen Ladenhütern auf der Kirchenversamm-
lung“ die Rede war, machte deutlich: Das Sys-
tem war wohl doch nicht zu reformieren; es 
war nur noch zu überwinden.
Und dann hielten uns Botschaftsbesetzungen, 
Grenzöffnungen und immer größer werdende 
Demonstrationen im eigenen Lande in Atem. 
Die wichtigste Forderung war auch hier  
wieder diejenige nach Freiheit – Pressefreiheit,  
Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, 
Reisefreiheit. Zusätzlich brachten die Demons-
tranten vermutlich unwillkürlich ein Gedicht 
von Ferdinand Freiligrath wieder in Erinne-
rung, das er im tragischen Jahr 1848 geschrie-
ben hatte und in dessen letzter Strophe es 
heißt: 

 „Nur, was zerfällt, vertretet ihr!
Seid Kasten nur, trotz alledem! 
Wir sind das Volk, die Menschheit wir, 
sind ewig drum, trotz alledem!“

Ein Volk wurde sich seiner selbst bewusst, und 
es hat sich selbst befreit. Mit dem Fall der Mau-
er stand fest, dass nichts wieder so sein würde, 
wie es war. Keinesfalls sicher war aber, dass die 
Dinge wirklich weiterhin einen guten Verlauf 
nehmen würden. Nichts ist in diesem Zusam-
menhang höher zu schätzen als die Friedfertig-
keit und Gewaltlosigkeit der Menschen auf der 
Straße. Aber wir müssen auch immer wieder 
feststellen, dass eine weitere Ursache für den 
gewaltlosen Verlauf der Ereignisse dort zu  
suchen ist, wo die Waffen waren, und bei  
denen, die über ihren Einsatz zu entscheiden 
hatten. Auch dafür dürfen wir dankbar sein.

Beifall

Ich halte ein Plädoyer für die Freiheit; denn 
ich bin überzeugt, wie Christa Wolf es in der 
Präambel des Verfassungsentwurfs des runden 
Tisches formuliert hat, „dass die Möglichkeit 
zu selbstbestimmtem, verantwortlichem Han-
deln höchste Freiheit ist“. Dieser Weg aus der 
bloßen Befreiung zu wirklicher Freiheit in die-
sem Sinne führte uns über den runden Tisch 
direkt zu den Wahlen, deren Jubiläum wir 
heute begehen. 
Wir lebten in Tagen, die geprägt waren durch 
diesen merkwürdigen Rausch der Begeiste-
rung an der Veränderung und zum Glück  
auch durch eine tiefe Sehnsucht nach neuen, 
demokratisch legitimierten Formen. 
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Neben den erwähnten Gesetzen wurden drei 
große Staatsverträge verabschiedet, die Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion, der Eini-
gungsvertrag und der Zwei-plus-Vier-Vertrag. 
Also alles, was man heute so gern historisch 
nennt, hatten wir in jenen Wochen fast täglich 
zur Aufgabe. 

Heiterkeit

Auf diesem Wege wurde der Föderalismus 
wiederhergestellt. Uralte Landschaften tauch-
ten in den Ländern Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Thüringen, Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt wieder auf und werden, als 
wären sie in einen Jungbrunnen gefallen, seit-
dem weiterhin „die neuen Länder“ genannt. 
Die Sachsen nannten sich zur besseren Unter-
scheidung stolz sogleich Freistaat Sachsen, so 
als ob man sie nicht auch an ihrer Sprache er-
kennen könnte. 

Heiterkeit und Beifall

Die kommunale Selbstverwaltung, eines der 
wichtigsten Ergebnisse der preußischen Refor-
men durch Stein und Hardenberg 1807/1808, 
wurde wieder eingeführt und mit der Kommu-
nalwahl vom 6. Mai 1990 auch wieder lebendi-
ge Wirklichkeit. Die Gewaltenteilung und der 
Rechtsstaat wurden wieder instand gesetzt.

Schon durch diese Aufzählung wird deutlich, 
dass die Zeit der Neugestaltung in der DDR 
viel reicher ist, als es die geschichtsfremde 
Verkürzung auf die Einführung der D-Mark 
und die Friktionen, die naturgemäß in allen 
Bereichen des Lebens entstanden, glauben 
macht. Viel mehr als alles, was wir ohne Zwei-
fel auch erhalten haben, hat uns Menschen in 
der DDR damals geprägt, was wir in jenen  
Tagen und Wochen selbst schufen. Wir müs-
sen es uns und allen anderen immer wieder 
sagen: Die DDR ist nicht zuletzt darum zusam-
mengebrochen, weil eine immer größer wer-
dende Zahl von Menschen es vorgezogen hat, 
ihr gesamtes bisheriges Leben, ihren gesam-
ten Besitz, ihre Freunde, ihre Arbeit, die ver-
meintliche soziale Sicherheit aufzugeben, um 
woanders in Freiheit ganz neu anzufangen. 
Auch darum halte ich dieses Plädoyer für die 
Freiheit und bin überzeugt, dass wir jedem 
einzelnen dieser Menschen bis heute dankbar 
sein müssen. Ich sage das durchaus in dem 
Bewusstsein, dass bei mir damals das Bedau-
ern, ja die Trauer über das Ausmaß der Ausrei-
sewellen überwog. Ich habe das immer als  
einen Verlust empfunden und selbst zu jenen 
gehört, die ganz absichtsvoll in der DDR  
geblieben sind, um sie zu verändern. 

.
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Es gab in dieser Volkskammer Kranken-
schwestern und Ärzte, Lehrer und Professo-
ren, Arbeiter und Ingenieure, Landwirte, viele 
Tierärzte, Handwerker und Gewerbetreibende. 
Der einzige Berufsstand, der ein wenig über-
repräsentiert gewesen ist, war derjenige der 
evangelischen Pastoren.

Heiterkeit

Aber selbst das hatte letztendlich gute Grün-
de, auf die ich im Zusammenhang mit der Rol-
le der Kirchen in der Endphase der DDR hin-
gewiesen habe. 
Nur so konnte mit 93,4 Prozent eine Wahlbe-
teiligung in die Geschichtsbücher geschrieben 
werden, mit der wir wohl noch lange einen 
einsamen Rekord halten werden. Nur so konn-
te sich am 5. April 1990 ein Parlament kon-
stituieren, in dessen Mehrheitsverhältnissen 
auch schon ein unmissverständliches Plebiszit   
– ich wiederhole dieses Wort – zur deutschen 
Einheit ausgesprochen wurde. Das bedeutete 
zwangsläufig, dass dieses Parlament vom ers-
ten Tag seines Bestehens daran arbeitete, sich 
selbst abzuschaffen – ein historisch wohl ein-
maliger Auftrag und Vorgang, nicht an Wieder-
wahl zu denken, sondern an Abschaffung.  
Das macht es leichter und schwerer. 

Es war wesentlich, dass diese Volkskammer 
sofort allen unseren Nachbarn gegenüber deut-
lich gemacht hat: Die Veränderungen in der 
DDR und selbst die Wiedererlangung der Ein-
heit Deutschlands sind keinerlei Grund zur 
Sorge. Sie hat sich sofort und aus freiem Wil-
len zur Gesamtheit der deutschen Geschichte 
bekannt, sie hat sich vor den Opfern verneigt, 
sie hat den polnischen Nachbarn sichere Gren-
zen garantiert und hat für die Mitwirkung der 
DDR an der Niederschlagung des Prager Früh-
lings um Vergebung gebeten – vier uns damals 
ganz wichtige Punkte. 
Sie hat all dies getan, noch bevor sie eine neue 
Regierung wählte; denn die nun beginnende 
Zeit nach dem Ende des Kalten Krieges soll-
te eine Zeit der Versöhnung, des Friedens und 
der Gemeinschaft werden. Dieses Bekenntnis 
steht einzigartig am Anfang der Arbeit unserer 
demokratischen Volkskammer. Alles andere 
schloss sich diesem Bekenntnis an und folgte 
gleichsam aus ihm. Zunächst wurde eine Re-
gierung gewählt, die den größten möglichen 
Konsens aufrichtig suchte. Außerdem brauch-
ten wir die große Koalition natürlich auch,  
um die zur Verfassungsänderung notwendige  
Mehrheit zu haben und sie nicht jedes Mal 
mühselig suchen zu müssen. Dann begann  
eine Mammutaufgabe, durch deren Bewälti-
gung die Volkskammer in dem halben Jahr  
ihres Bestehens, wie ich meine, zu einem der 
fleißigsten Parlamente in der deutschen Parla-
mentsgeschichte geworden ist. 
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So konnte es häufig geschehen, dass auch weit 
über Fraktions- und Parteigrenzen hinaus Be-
schlüsse gefasst wurden; Sie haben darauf hin-
gewiesen, Herr Präsident. Auch damals wuss-
ten wir bereits, dass die Größe der Aufgabe 
bedrückend war, und dennoch sind fast alle 
sie mit größtem Optimismus, sogar mit Freu-
de angegangen. Wenn ich mir an diesem Tag 
etwas wünschen dürfte, dann würde ich mir 
diesen Optimismus und diese Freude für uns 
alle wünschen.

Beifall

Ich bin unverändert davon überzeugt, dass 
sich diese Haltung den Menschen auch ver-
mittelt hat. Die bis in die Gegenwart hinein 
unerreichten und vielleicht auch kaum wieder 
zu erreichenden Einschaltquoten für die Fern-
sehübertragungen der Sitzungen sprechen  
jedenfalls dafür. Das Volk hat seinem Parla-
ment vertraut und größte Erwartungen in sein 
Handeln gesetzt. So wurde diese Volkskammer 
auch noch ein später Triumph über die Dem-
agogie der DDR, in der alles nach dem Volk 
benannt war, aber nichts mehr mit der Wirk-
lichkeit des Volkes zu tun hatte. Diese Volks-
kammer war die Kammer des Volkes. 

Nur sie konnte durch ihren Beitrittsbeschluss 
das ganze Deutschland herstellen; nur sie 
konnte diesen Beschluss fassen. Das Wir-
ken dieser Volkskammer hat aber das ganze 
Deutschland nicht nur geschaffen, es hat die 
bisherige Bundesrepublik auch tief greifend 
verändert. Diese Veränderungen dauern unver-
mindert an. Das ist eigentlich auch ganz kon-
sequent, wenn man auf das Selbstverständnis 
der alten Bundesrepublik blickt, wie es sich 
beispielsweise in der Präambel des Grundge-
setzes ausgedrückt hat. Das gesamte deutsche 
Volk blieb demnach aufgefordert, die Einheit 
und Freiheit Deutschlands zu vollenden. 
Bis dahin aber wurde durch das Grundgesetz  
– Zitat –  „auch für jene gehandelt, denen mit-
zuwirken versagt war“.  
Mit der Wahl zur Volkskammer am 18. März 
1990 wurde genau diese Mitwirkung der Deut-
schen in der DDR wieder möglich. Noch bevor  
es also konkret um die Frage des Beitritts nach 
Artikel 23 des Grundgesetzes ging, in dessen 
Rahmen die Wiedervereinigung am 23. August 
1990 beschlossen und am 3. Oktober 1990 
vollzogen wurde, behob das Volk in der DDR 
den im Grundgesetz als Mangel bezeichneten 
Zustand.
Zum Glück haben wir außerdem nicht allein  
gehandelt. Es gab auch im anderen Teil 
Deutschlands, es gab in der Welt Menschen, 
die die Bedeutung und die Tragweite der Er-
eignisse erkannten und den Freiheitswillen  
in unserem Lande und in Europa beförderten.
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Deswegen war ich über das Honecker-Wort so 
empört, dass er denen, die da gingen, keine 
Träne hinterherweine. Man stelle sich vor: 
Ein Staatsmann, dem sein Staatsvolk davon-
läuft, wirft ihm dieses Wort hinterher. Aber es 
war der gemeinsame Freiheitswille der Men-
schen, eines ganzen Volkes, sowohl derjeni-
gen, die gingen, als auch derjenigen, die blie-
ben, der die Entwicklungen 1989 auslöste und 
in der Folge für ihren immer stürmischeren 
Verlauf sorgte. Der Weg zur Einheit in Frei-
heit war aber auch in jedem Augenblick bei-
des, er war eine großartige Tat, aber genauso 
ein wunderbares Geschenk. Die Einheit war 
unsere eigene Leistung und doch etwas, das 
wir nicht ganz uns selbst zu verdanken haben. 
Wir haben die Geschwindigkeit der Entwick-
lung, die Eigendynamik nicht vorausgesehen, 
weder Helmut Kohl mit seinem Zehnpunkte-
plan am 28. November 1989 noch ich in mei-
ner Regierungserklärung – ich habe damals ge-
sagt: Ich hoffe, dass wir so gut wären, dass wir 
1992 erstmalig wieder mit einer gemeinsamen 
Olympiamannschaft nach Barcelona fahren –, 
aber wir haben mit ihr Schritt gehalten, und 
wir haben in ihr bestanden. 
Es scheint dennoch manchmal so, als wäre das 
alles nur eine Episode gewesen. 

Manchmal wurde die Volkskammer sogar ein 
wenig herablassend als Laienspieltruppe ver-
spottet. Das wird ihr aber nur insofern gerecht, 
als im Laienspiel eine wirkliche und kreative 
Kunst und Fähigkeit zur Improvisation zu be-
obachten ist. 

Beifall

Großartiges Laienspiel.
Ich will Ihnen dafür ein Beispiel erzählen: Am 
Morgen der Wahl des Ministerpräsidenten bin 
ich zur Präsidentin gegangen und habe gefragt, 
worauf sie, im Falle dass ich gewählt würde,  
denn die Absicht hätte mich zu vereidigen 
– doch wohl nicht auf die alte sozialistische 
Verfassung. Große Aufregung. Wir haben kurz- 
entschlossen die Tagesordnung geändert und 
einen an die Verfassung des runden Tisches 
angelehnten Eid beschlossen, den ich dann 
nach glücklicher Wahl bedenkenlos sprechen 
und auch religiös beteuern konnte. Derartige 
Situationen gab es viele. 
Manches wirkte dadurch bestimmt nicht pro-
fessionell; aber es war authentisch, und es war 
ehrlich. Authentizität und Ehrlichkeit finden 
ihren Ausdruck immer darin, dass jeder ein-
zelne Abgeordnete, allein seinem Gewissen 
verantwortlich, integer darauf achten muss, 
Vertreter des ganzen Volkes zu sein und das 
Wohl der Gemeinschaft jedem anderen eige-
nen Interesse vorzuziehen. 
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Nicht erst im Rahmen der Fußballweltmeister-
schaft 2006 wurde das erste Mal ein Meer von 
schwarz-rot-goldenen Fahnen sichtbar, son-
dern bereits auf den Montagsdemonstrationen 
und den großen Wahlkundgebungen 1989/90. 
Auch hier schon zeigte sich ein friedliches, 
ein zuversichtliches und ein trotz aller Unsi-
cherheiten fröhliches Volk. 
Dieser Bürgersinn ist es, der uns Gemeinschaft 
mit anderen Völkern finden lässt. Wir leben 
in der Gemeinschaft der Völker, die die Rech-
te ihrer Bürger garantieren, Frieden und Wohl-
stand suchen und in Freiheit leben wollen. 
Der Kontinent, auf dem wir leben, wird nach 
meiner Überzeugung dann eine gute Zukunft 
haben, wenn er in diesen Werten, der Gerech-
tigkeit, der Demokratie, dem Frieden und der 
Freiheit, die Mitte sucht und die Einheit, die 
nach dem Zweiten Weltkrieg verloren gegan-
gen waren. Unsere Welt war in Ost und West 
zerfallen; aber sie hatte keine Mitte mehr.  
Diese Mitte mussten wir wiederfinden.
Wir werden dann eine gute Zukunft haben, 
wenn wir in jedem Augenblick begreifen:  
Die Geschichte ist nicht einfach ein rätselhaf-
tes Schicksal, das die Völker heimsucht. Ge-
schichte ist vor allem auch ganz schlicht das, 
was Menschen tun. Dabei bin ich sicher, dass 
man auf Menschen am wenigsten durch die 
Forderungen wirkt, die man aneinander stellt, 
sondern vielmehr durch das Beispiel, das man 
einander gibt. 

Die Haltung eines freiheitsliebenden demokra-
tischen Bürgers kann niemand einfordern, die 
muss vorgelebt werden.Diese Aufgabe stellt 
sich nicht nur den Regierenden, sondern auch 
den Regierten. Darum kann ich Ihnen am En-
de meiner kurzen Rede auch nur sagen: Ich 
werde, solange ich lebe, zu jeder freien Wahl 
gehen,

Beifall

und ich werde mich dabei stets an das erste 
Mal erinnern: an den 18. März 1990, die Wahl 
zur ersten freien Volkskammer, der ich die Eh-
re hatte anzugehören und der ich gerne ge-
dient habe. 

Meine Damen und Herren, 20 Jahre später 
sind wir häufig noch auf der Suche nach der 
Definition des Begriffs der Nation. Da hilft  
uns vielleicht ein großer Franzose weiter,  
Ernest Renan, der einmal gesagt hat: Nation 
heißt, eine gemeinsame Geschichte zu haben; 
aber wichtiger noch, der Wille, eine gemein-
same Zukunft haben zu wollen. Ich bin über-
zeugt davon, dass dieser Wille, eine gemeinsa-
me Zukunft zu haben, in den letzten 20 Jahren 
spürbar gewachsen ist.

Danke.

Anhaltender Beifall – die Anwesenden erhe-
ben sich – Nationalhymne
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Zwei von ihnen will ich nennen: Das ist zum 
einen Helmut Kohl, der mit einer beispiello-
sen, auch persönlichen Anstrengung die Wie-
dererlangung der Einheit zu seiner eigenen  
Sache gemacht hat, und es ist George Bush, 
der vom ersten Augenblick an keinen Zweifel 
aufkommen ließ, dass das Selbstbestimmungs-
recht der Völker ganz selbstverständlich auch 
für uns Deutsche gilt. 

Beifall

Die beiden anderen der vier Großen mussten 
mühselig überzeugt werden; aber auch das ist 
gelungen.
Unser Volk, unser Land konnte nun aufhören, 
um sich selbst und um die offene deutsche 
Frage zu kreisen; es konnte sich mit Ernst und 
Hingabe dem anderen großen Ziel widmen, 
nämlich – wiederum Zitat – „als gleichberech-
tigtes Glied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen“. Wir können und 
müssen nun umso mehr Motor der Einheit  
Europas und Garant des Friedens in der Welt 
sein, weil wir die eigene Einheit friedlich und 
in Gemeinschaft mit unseren Nachbarn gefun-
den haben und sie eben auch diesen verdan-
ken. Vor allem aber müssen wir diese Arbeit 
in wirklicher Weise als einen sinnstiftenden 
Dienst unseres Landes begreifen. Damit ver-
wirklichen wir etwas nach außen, was im  
Inneren den entscheidenden Gehalt der Demo-
kratie ausmacht. 

Demokratie ist nämlich viel weniger eine blo-
ße Staatsform als ein wirklicher Dienst aller 
an der Gemeinschaft und für das Gemeinwohl. 
Demokratie verlangt also mehr als jede ande-
re Herrschaftsweise Aktivität und Mitwirkung 
aller. 
Ähnliches gilt für die soziale Marktwirtschaft, 
die mehr ist als eine bloße Wirtschaftsord-
nung. Sie verlangt und fördert das Verantwor-
tungsgefühl der Bürger. Sie stellt den Gemein-
nutz vor den Eigennutz und ruft das Eigentum 
in den Dienst der Gemeinschaft, ohne die es 
eben auch nicht zu garantieren ist, wie wir ge-
rade in den vergangenen Monaten eindrucks-
voll erleben konnten. In einer gewissen Wei-
se könnte man sogar sagen: Es kommt darauf 
an, in unserem Land und in Europa Teilung 
durch Teilnahme zu überwinden. Teilnahme 
bedeutet dabei nicht zuerst, dass jeder etwas 
bekommt, sondern dass alle etwas zum Gelin-
gen beitragen können und mitwirken sollen. 
Ich beobachte mit wachsender Sorge eine zu-
nehmende Geringschätzung ebendieser Rech-
te, die doch nicht weniger sind als das Fun-
dament unserer Freiheit. Demokratie gewinnt 
ihre Authentizität und ihre Kraft allein in der 
Haltung der Bürgerinnen und Bürger. 
Im Umbruch der Jahre 1989/90 sind die Men-
schen in der DDR sichtbar und stolz zu Bür-
gern geworden. Sie konnten daher Eigenschaf-
ten entfalten, die sie bis dahin nicht zeigen 
durften. 
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20th Anniversary of the Free Elections to the  
People’s Chamber of the GDR
Ceremony at the German Bundestag on 18 March 2010
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Ladies and Gentlemen, looking back today,  
we could add the following to this call for pro-
tests, for a demonstration against the forged 
local elections in the German Democratic Re-
public, the GDR, in May 1989:  Anybody who 
denies their people its elementary right to free 
elections will, ultimately, be chased away by 
the people. 
It is true that it was not the demonstrations 
and the pamphlets alone which disarmed the 
SED dictatorship – although they played an 
important role – as did the use of bitter irony. 
Yet the background to this was anything but 
amusing. The subtle or not-so-subtle mecha-
nisms used by this regime of surveillance and 
oppression prevented free and secret votes  
for 40 years. A system of single lists, with no 
choice, reduced the citizens to mere “folders 
of ballot papers”. The election outcome was 
the result of brazen forgery. 
In May 1989, following renewed manipulation 
of the local government elections, individu-
al citizens revealed to everyone the rift which 
existed between the party and the people,  
obscuring the image of rulers and ruled previ-
ously presented to the outside world. They  
revealed measures to obstruct, influence and 
falsify the elections. These people who, un-
justly, are today generally forgotten, were 
ready to risk persecution and harassment; they 
were ready to risk eavesdropping, being fol-
lowed and being put under pressure. 

The protest against the last falsified elections 
in the GDR lit a spark which, in the autumn 
of the same year, ignited mass protests. And, 
from then onwards, it was not only a few  
people, not the ten thousand participants 
threatened; in the end, it was hundreds of 
thousands of people who stood up and took a 
stand against the disregard for elementary civ-
ic and human rights in the GDR. They called 
for “free elections – real figures!”. The brave 
actions of a minority ultimately allowed the 
majority to find its voice – and, on the 18th of 
March 1990, 20 years ago today, in truly free, 
general, equal, direct and secret elections, they 
took that voice to the ballot boxes. 
The authoritarian leadership of this Republic 
– which was undoubtedly German, but cer-
tainly not democratic – relied on paternal-
ism and oppression, on frequently compulso-
ry participation by its citizens; yet it did not 
permit any true participation, and certainly no 
opportunities for serious political influence. 
The same applied to Parliament, which met 
infrequently and, when it did meet, gave its 
Members mere walk-on parts in a play direct-
ed by the single party. 
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Madam Chancellor, 

President of the Federal Constitutional Court 
– Professor Voßkuhle, I would like to congrat-
ulate you on behalf of the whole House very 
warmly on taking on this high office this week 

Applause

and wish you all the very best for your time in 
office, sound judgement and God’s blessing. 
I would also like to welcome particularly 
warmly all the Members of the 10th People’s 
Chamber and your parliamentary President at 
the time, Professor Bergmann-Pohl. 

Applause

Colleagues, 
Excellencies, 
Esteemed guests,

 “Anybody who prepares in advance or falsifies 
election results, or who circulates prepared or 
falsified election results, will be punished with 
an Exit Quota of no less than 50 thousand, 
with an Embassy Occupation of no less than 3 
months and a Protest Demonstration ... of no 
less than 10 thousand participants”.

Speech by Professor Norbert Lammert,
President of the German Bundestag
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Although we contacted the ZDF channel sev-
eral times to ask about this, ultimately, the 
channel decided not to broadcast the event. 
Instead, viewers can now apparently watch 
the programme Drehscheibe Deutschland, 
with reports on concerns over genetically 
modified potatoes, problems encountered by 
people building their own homes, and a milk-
ing contest in Lower Saxony. 

Laughter

I shall content myself with those remarks, but 
this is a topic which we evidently need to dis-
cuss in greater detail on another occasion. 

Applause

Ladies and Gentlemen, Colleagues, 
The Frankfurter Allgemeiner Zeitung news-
paper commented with respect to the 18th of 
March 1990 that, on this day, the world had 
witnessed a second act of German self-libera-
tion. The first had taken place on the streets, 
whilst the second took place in the polling 
booths. The elections represented the adop-
tion by the GDR of the constitutional tradition 
of Western democracies. 

Lothar de Maizière, you, as freely elected prime 
minister of the GDR, said in your government 
statement on the 19th of April 1990, in front of 
the Members of the People’s Chamber, that  
 “The people has become aware of its own exist-
ence. For the first time in many decades, peo-
ple in the GDR have formed themselves as one 
people”. 
Later, you often used some historical arithme-
tic to make clear the dimensions which the 
elections 20 years ago today took on for each 
individual: a person would have had to be well 
over 70 years old to have voted in free elec-
tions in this part of Germany before – in 1932, 
in the last elections to the Reichstag which 
could really be described as such. You yourself 
had just turned 50 at the time – this is there-
fore a particularly nice occasion to congratu-
late you 20 years later on your 70th birthday, 
which you celebrated a few days ago,

Applause

as well as on your personal contribution to 
completing the democratic revolution in the 
GDR. 

Ladies and Gentlemen, the outcome  of those 
elections did not fulfil the hopes of everybody, 
they surprised many – thus at least meeting 
the expectations of a truly free and secret  
election. 
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The magazine Staat und Recht, which was 
published in the German Democratic Re-
public, proclaimed in 1978 that the People’s 
Chamber, the “GDR’s organ of state power”, as 
it put it, could not be judged and measured by 
the standards of bourgeois parliamentarianism. 
That is undoubtedly true, yet it could right-
ly be judged by its own self-proclaimed demo-
cratic principles. Undoubtedly, right up until 
the elections on 18 March 1990, the People’s 
Chamber never became the “great speaking 
and listening instrument” imagined by Bertolt 
Brecht in 1954.

Ladies and Gentlemen, what makes a politi-
cal system democratic is the existence and es-
tablished role of a freely elected parliament 
both as part of the theoretical constitution-
al structure and in political reality. People are 
governed at all times and all over the world, 
sometimes with and, even today, all too fre-
quently without, democratic legitimacy. It is 
the existence of a freely elected democratic 
parliament which makes the difference. Par-
liament is the nation’s forum for public de-
bate, deliberation and decision-making on im-
portant matters. 
 “We are the people”: in 1989, this slogan ex-
pressed people’s desire to emancipate them-
selves from restrictions on their decision-
making rights and take things into their own 
hands. By itself, the impressive turnout at 
the ballots in the People’s Chamber elections 

20 years ago – over 93 per cent – was remark-
able evidence of the new-found democratic 
self-confidence of the GDR’s citizens.  
    “The 18th of March was not a gift; it was not 
an act of divine intervention; it was the result 
of the hard-won achievements of the Peace-
ful Revolution,” as Wolfgang Thierse recently 
said with regard to the events at the time, add-
ing that: 
 “It was the great work of those courageous peo-
ple, those people who had become so coura-
geous who, in autumn 1989, found their voi- 
ces once again, who grouped themselves with-
in the civil rights movements and, at that mo-
ment in time, brought about freedom through 
their own efforts”. 
Today, we pay tribute to the contribution they 
made to the history of democracy and par-
liamentarism in Germany. The German Bun-
destag has interrupted its budget deliberations 
for this reason. I would have liked to see our 
public television channels also 

Laughter and applause

paying tribute to the importance of this event 
by, rather than showing the event on the niche 
channel Phoenix, making available morning 
broadcasting time for one whole hour in order 
to present the event to a wider public. 

Applause
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Representatives of the civil rights movement 
who had made possible the free elections 
through their resistance suddenly found them-
selves in the parliamentary opposition.  
For many people, this was a painful  experi-
ence. Yet, their importance had scarcely di-
minished, since the democratic maturity of 
a political system can be measured above all 
things by the existence of an opposition and 
the opposition’s opportunities to shape the  
political process. Only then can Parliament  
represent the people as a whole.  
The free elections in the GDR ended the mar-
ginal role played for decades by this Par-
liament, which made a mockery of its own 
claims to represent the people.  It was on-
ly now that it became a true people’s cham-
ber – and a beating political heart of the newly 
found democracy created by the peaceful revo-
lution. The Central Round Table, thanks to the 
efforts of which a peaceful transition by the 
GDR to a free democratic society was possible, 
did enjoy political, or at least moral legitimacy 
amongst a large section of the population. Yet 
not until a parliament had been formed on the 
basis of the outcome of free elections was the 
foundation established for a government with 
democratic legitimacy – a government able to 
take action, due to the strong sense of respon-
sibility which existed amongst the political 
players at the time. 

The outcome of the elections may have been 
surprising, yet the political message was clear 
and unambiguous: it was a mandate for Ger-
man unity.  
In an interview published today, Reinhard 
Höppner describes the significance of the elec-
tion results as, and I quote, a “plebiscite on 
German unity”.
Overnight, the 18th of March 1990 assigned 
to the Members of the 10th People’s Chamber 
one of the main roles on the world political 
stage. Of a total of 409 Members – including 
those who later replaced others – only three 
per cent had previously belonged to the Peo-
ple’s Chamber in the 9th electoral term. The 
majority found themselves suddenly dealing 
with a task of which they themselves could 
have only a vague notion. In some cases this 
meant taking significant risks regarding their 
careers and it meant making considerable pri-
vate sacrifices over a period of many months. 
Many of them, including the silent heroes of 
the Revolution, today largely forgotten, have 
long since left the political stage.  
I would therefore like today to extend a par-
ticularly warm welcome to all the Members of 
the People’s Chamber at that time, here at the 
German Bundestag, which would be unable to 
meet in Berlin today or to represent the Ger-
man people as a whole, were it not for their 
political achievements. 

Applause 
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The date of 18 March 1990 is part of a remark-
able tradition in German history. I am think-
ing of the proclamation of the Mainz Repub-
lic on the 18th of March 1793, against the 
background of the French Revolution, and 
the road to freedom embarked on in the Ber-
lin barricade battles in 1848, also on the 18th 
of March. Yet the 18th of March 1990 was 
unique: it meant that the Germans had suc-
cessfully reached the end of their journey to 
German unity in peace and freedom. 
In 1989 and 1990, parliamentarianism had an 
almost magnetic attraction for the  civil rights 
movements in the Eastern Bloc. The Germans 
too experienced some of the finest hours of 
parliamentarianism – at a time when criticism 
of parliamentarianism in the West was seen  
as de rigueur. 
I am thus particularly happy about the fact 
that, from today onwards, the German Bun-
destag’s website will allow all interested cit-
izens to access the official plenary sessions 
of the 10th People’s Chamber in audio, vid-
eo or paper form – over 200 hours of TV foot-
age of plenary debates and over 6000 pages of 
minutes and printed papers from the People’s 
Chamber. This was made possible by quick 
and effective cooperation with the Federal Ar-
chives and the German National Broadcasting 
Archive, for which I would like to thank all 
those involved most kindly. 

Applause

In this way, the German Bundestag is making  
available to the field of political education, 
to schools, academics and the media, unique 
sources from one of the most interesting phas-
es of German parliamentary history. This pres-
entation on the Internet allows people to  
relive once again the eventful days between 
April and October 1990 – and I hope that 
plenty of people will make use of it. The Par-
liamentary Television Division in the Bun-
destag Administration has, from the total of  
almost 200 hours of footage now available on 
the Internet, compiled a film of eight minutes 
for our event today, which we will watch in a 
moment. 
I would like to thank you, Mr de Maizière, 
for agreeing to give us a profound insight in-
to this eventful period from your perspective 
as somebody who played such an active role 
at the time; and perhaps also into the conclu-
sions drawn personally by you as somebody 
who – together with many other well known 
and even more unknown figures – made such 
an enduring contribution to German unity. To 
all of you, wherever you may live and work  
today, we owe thanks and respect. 

Applause
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The 10th People’s Chamber was undoubtedly 
not only one of the most hardworking, but  
also one of the most influential parliaments in 
the history of democracy and parliamentarian-
ism in Germany.  I am pleased about the fact 
that, from today onwards, the German Bun-
destag’s website will allow access to an online 
database containing short biographies of all 
the Members of the 10th People’s Chamber.  
I would like to thank the head of the Centre 
for Historical Social Research at the Univer-
sity of Cologne, Professor Schröder, for this 
project, which he implemented at short notice 
on behalf of the Bundestag.

Ladies and Gentlemen, the freely elected Peo-
ple’s Chamber was given many descriptions at 
the time, some of them condescending. Today 
is undoubtedly an occasion for some of the 
Members at the time to look back self-critical-
ly. The programme of work which the Mem-
bers had to deal with was immense. Whilst the 
People’s Chamber met less than three times 
a year on average during the 1980s, 38 ses-
sions took place between April and September 
1990, with a total of 164 laws and 93 resolu-
tions deliberated on and adopted.  In this con-
text, Western observers were often surprised 
by the Members’ commitment to dialogue and 
consensus. Some things which may have  
appeared naive at the time – including cross-
party voting – can in actual fact be seen as  
exemplary. 

Applause

This is also something which we should dis-
cuss in more detail on another occasion.

Laughter

The same cannot be said of the working condi-
tions, which meant, for example, preparations 
for coalition talks having to take place in the 
corridors, as Richard Schröder often recalls. 
As the chair of the Social Democratic parlia-
mentary group, it was not until August that he 
got a telephone in his flat. Until that point he 
was forced to use a borrowed portable phone, 
which allowed him to call Honolulu easily, 
but did not permit him to ring Leipzig from 
East Berlin.  
The Members were faced with a dual task; 
they had to create a working and functioning 
parliament, whilst at the same time taking de-
cisions of unprecedented dimension under 
enormous time pressure. The Members had a 
rather unusual job description: to make them-
selves “superfluous” – this was no less than 
the realisation of an age-old German aspira-
tion and a promise made for four decades: the 
bringing together of unity, justice and free-
dom. 
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Twenty years are generally enough time for a 
measure of clarity to be achieved and for the 
essentials to stand out. So today, I would like 
to voice an appeal on behalf of freedom. It was 
freedom, without any doubt, that stood at the 
heart of events during those two years whose 
anniversaries we have already celebrated in 
part and will continue to celebrate in future.
Against the backdrop of the changes which 
took place in the Soviet Union and which are 
synonymous with the name Mikhail Sergeyev-
ich Gorbachev, even the preparations for the 
local elections on 7 May 1989 became an op-
portunity for the people in the GDR to demand 
that the country’s leadership finally grant the 
rights that were formally guaranteed on paper. 
This demand was voiced at numerous pre-
election meetings. What’s more, the blatant 
falsification of the election results unleashed a 
wave of opposition which could no longer be 
silenced, and whose key demand was for free 
elections in the GDR. It took less than a year 
for this demand to be fulfilled. During this 
time, many of these activities found a safe ha-
ven under the protection of the churches, es-
pecially the Protestant Church, in the GDR. 
The church, in turn, attempted – out of con-
viction but also due to a lack of an alternative 
– to give an audible and constructive voice to 
the mood across the country, which was dete-
riorating ominously. 

The church was the only place where there 
was diversity of opinion and dialogue, and 
where – in the synods – a genuine parliamen-
tary culture was already well-established and 
practised. So it was the fifth synod of the Fed-
eration of Protestant Churches in the GDR in 
Eisenach on 19 September 1989 which passed 
a resolution characterising the situation in 
the country with great clarity and voicing un-
equivocal demands. Among other things, it 
said: we need a general awareness of the prob-
lems facing our country and a recognition that 
reforms are urgently needed. We need an open 
and public debate about our society’s prob-
lems. We need everyone to make a responsi-
ble contribution to society. We need integri-
ty as a prerequisite for an atmosphere of trust. 
We need a responsible pluralistic media poli-
cy. We need a democratic multiparty system. 
We need freedom of travel for all citizens. We 
need economic reforms. We need a responsi-
ble approach towards public and private prop-
erty. We need to be able to demonstrate freely. 
And we need an election system that allows 
for choice between different programmes, can-
didates and parties. 
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President of the Bundestag, 
Madam Chancellor,
Presidents of the Bundesrat and the Federal 
Constitutional Court,  
Excellencies, Members of the  
German Bundestag,
President Bergmann-Pohl, 
Dear friends and colleagues from the first free-
ly elected People’s Chamber, 
Guests, ladies and gentlemen,

Those of us who sat in the freely elected Peo-
ple’s Chamber have a birthday to celebrate to-
day. I am happy that we are celebrating, and 
almost happier still about where we are cel-
ebrating. I am delighted and astonished, too, 
that so many guests have come to congratulate 
us today. 

Applause

I consider it a great honour and also a chal-
lenge to address the House on this occasion. 
It will come as no surprise to anyone that as a 
jurist, I would like to use the opportunity af-
forded by this day of celebration to voice an 
appeal. 

Speech by Dr h.c. Lothar de Maizière,
Prime Minister of the GDR in 1990 
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That is why the authority of the Modrow gov-
ernment ultimately collapsed. However, the 
Round Table was also unable to fulfil this 
longing. I say that deliberately, in view of the 
frequent tendency to mythologise this par-
ticular body. People’s hopes of what it could 
achieve were hugely exaggerated. Joachim 
Gauck summed it up ten years ago, on 9 No-
vember 1999, when addressing this House. He 
said: “We dreamed of paradise and woke up in 
North Rhine-Westphalia.”

Laughter and applause 

As I recall, he promptly backtracked and said 
that he had nothing against North Rhine-West-
phalia, 

Laughter

and that he was simply trying to describe the 
scale of people’s hopes at that time. There 
were others who even wanted some kind of di-
vine justice and were disappointed to be given 
the more prosaic rule of law. 

As a sober-minded jurist, however, that was 
exactly what I wanted – the rule of law, no 
more and no less. I firmly believe that the 
Round Table fulfilled its role of overseeing the 
transition and preparing for free elections ful-
ly and in an exemplary manner, but it could 
do no more than that. It could never have tak-
en the place of a freely and democratically 
elected parliament. 
As the logical response to this situation, the 
elections to the People’s Chamber originally 
scheduled for 6 May were brought forward to 
18 March. There was nothing our part of Ger-
many needed more urgently than a genuine 
popular assembly. As I have already said, we 
needed a forum in which self-determined and 
responsible action was possible. Let’s just re-
mind ourselves of one important fact: anyone 
living in the GDR who had voted in the Reich-
stag elections in November 1932 as a 20-year-
old would have reached the age of 77 before 
having the chance to vote in a free election 
again. My generation had never experienced a 
democratic election. That is undoubtedly one 
of the reasons why these elections had such a 
galvanising effect on people. 
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Of course, from our vantage point today, all 
these things can be more or less taken for 
granted, but at that time, on 19 September 
1989, they seemed a world away. 
The reaction of the party newspaper Neues 
Deutschland, which described the synod as 
 “harking after a Greater German ideal, past its 
sell-by date”, made it abundantly clear that 
in reality, the system could no longer be re-
formed; it could only be overcome. And then 
came the occupations of the West German em-
bassies, the opening of the borders and the 
demonstrations in the GDR itself, to which 
people were flocking in ever increasing num-
bers. The country held its breath. Yet again, 
the key demand was for freedom: freedom of 
the press, freedom of opinion, freedom of as-
sembly, freedom to travel. The demonstrators 
also, perhaps unwittingly, revived a poem by 
Ferdinand Freiligrath, written in the fateful 
year of 1848. The last few lines say: 

 “You stand for nought but what decays! 
You are but castes, for all that! 
We are the people, mankind are we, 
Everlasting are, for all that!”1 

The people became aware of its own existence 
and liberated itself.  With the fall of the Wall, it 
was clear that nothing would ever be the same 
again. What was by no means certain, however, 
was whether events would continue to unfold 
in a positive way. In this context, nothing de-
serves our respect and appreciation more than 
the peacefulness and non-violence of the dem-
onstrators. However, we should also remember 
that another reason for the non-violent course 
of events should be sought where the weapons 
were and with those who had the power to de-
cide whether or not to use them. That is also 
something we should be grateful for.

Applause

So my appeal, then, is for freedom, for I am 
convinced that as Christa Wolf wrote in the 
preamble to the Round Table’s draft constitu-
tion, “the opportunity for self-determined, re-
sponsible action is the greatest freedom of all”. 
In that sense, the road from liberation to gen-
uine freedom took us via the Round Table di-
rectly to the elections whose anniversary we 
are celebrating today. Those were heady times. 
We were intoxicated with enthusiasm for the 
remarkable changes taking place, and happily, 
we also felt a deep longing for new, democrati-
cally legitimate forms of governance. 

1 Unofficial trans-
lation from the 
German.
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This moral commitment was the unique start-
ing point for the work of our democratic Peo-
ple’s Chamber. Everything else followed from 
it. First, a government was elected which was 
genuinely at pains to achieve the greatest pos-
sible consensus. Of course, we also needed a 
coalition of many different political forces in 
order to obtain the required majority in sup-
port of constitutional change, rather than hav-
ing to laboriously secure a majority every time 
on a piecemeal basis. Then a mammoth task 
began, making the People’s Chamber, during 
the six months of its existence, one of the  
hardest-working assemblies in German parlia-
mentary history, in my opinion. Besides the 
laws which I have just mentioned, it passed 
three major state treaties: the Treaty establish-
ing a Monetary, Economic and Social Union, 
the Unification Treaty, and the Treaty on the Fi-
nal Settlement with Respect to Germany (“Two 
Plus Four” Agreement). All these achieve-
ments, which nowadays are often described 
as “historic”, were part of our daily workload, 
more or less, during those few weeks. 

Laughter

In the process, a federalist system was rees-
tablished. Ancient landscapes reappeared in 
the states of Mecklenburg-Western Pomerania, 
Saxony, Thuringia, Brandenburg and Saxony-
Anhalt. Since then, these five states have con-
tinued to be known as the “new Länder”, as if 
they had fallen into a fountain of youth. And 
straight away, the Saxons proudly dubbed 
themselves the Free State of Saxony to height-
en the distinction, as if we couldn’t already 
tell them apart by their speech. 

Laughter and applause

Local self-government, one of the most impor-
tant outcomes of the Prussian reforms of Stein 
and Hardenberg in 1807/1808, was restored, 
becoming a living reality once again after the 
local elections on 6 May 1990. The separation 
of powers and the rule of law were also rees-
tablished. 
This list of achievements itself makes it clear 
that the period of the GDR’s reorganisation 
was far more complex than the somewhat 
skewed version of history would have us be-
lieve: this tends to be reduced to the adoption 
of the Deutschmark and the frictions which 
naturally arose in all areas of life. 
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I don’t know of anyone who did not get in-
volved in some way – as an election cam-
paigner, as a candidate, as a demonstrator or 
in some other way, or who at least did not fol-
low the events with great excitement. This 
was why the elections produced a parliament 
which represented a genuine cross-section of 
society. In this People’s Chamber, there were 
nurses and doctors, teachers and professors, 
workers and engineers, farmers, and numer-
ous veterinarians, skilled trades- and crafts-
persons. The only occupation which was 
perhaps slightly overrepresented was the Prot-
estant pastor.

Laughter

But there were good reasons for that as well, 
which I have already alluded to in connection 
with the role of the churches during the final 
stage of the GDR’s existence. 

And it was why there was an unprecedented 
turn-out of 93.4 percent, which will go down 
into the history books as an isolated record 
which we are likely to hold for a long time to 
come. This was why a parliament was formed 
on 5 April 1990 in which the balance of polit-
ical forces was itself an unmistakeable plebi-
scite – let me reiterate the word – on German 
unity. Inevitably, this meant that from day 
one of its existence, this assembly found itself 
working towards its own abolition: a mandate 
and turn of events that were surely unique, 
in that a parliament was focussed on abolish-
ing itself rather than securing reelection. That 
made matters easier and also more difficult. 
Crucially, this People’s Chamber began by 
sending out a clear message to all our neigh-
bours that the changes taking place in the GDR 
and even the restoration of German unity were 
not a cause for concern. Immediately and of 
its own free will, the People’s Chamber ac-
knowledged the GDR’s share of responsibility 
for German history, bowed before the victims, 
recognised the present borders as definitive for 
the sake of our Polish neighbours, and asked 
for forgiveness for the GDR’s involvement in 
the crushing of the Prague Spring – four points 
to which we attached great importance at that 
time. It did all this before it elected a new gov-
ernment, for the new post-Cold War era which 
was now dawning was supposed to be a time 
of reconciliation, peace and community. 
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It was amateurism on a magnificent scale.
Let me give you an example. On the morn-
ing of the Prime Minister’s election, I went to 
the President and asked her which text she in-
tended using to swear me in if I were elected – 
surely not the old socialist constitution. There 
was great consternation. So we amended the 
agenda at the last minute and agreed a form 
of oath based on the constitution produced by 
the Round Table. After my election, I was able 
to swear the oath without reservations, includ-
ing a religious affirmation. There were many 
similar situations. Yes, some aspects may have 
appeared unprofessional, but it was authen-
tic and it was honest. Honesty and authentic-
ity are reflected in the fact that every Member 
of Parliament, responsible solely to their con-
science, is expected to have the integrity to en-
sure that they represent the people as a whole 
and put the common good above any other in-
terest. As a consequence, decisions in our Peo-
ple’s Chamber were often taken across par-
liamentary group and party divisions, as you 
have already mentioned, Mr President. 

And while we were aware of the daunting 
scale of the task, almost everyone tackled it 
with the greatest optimism and even with joy. 
If I had one wish today, I would wish for all  
of us to experience this sense of optimism  
and joy. 

Applause 

I remain convinced that this attitude conveyed 
itself to the people as well. Certainly, the au-
dience figures for the television transmissions 
of the sessions of the People’s Chamber broke 
all records and will probably never be reached 
again. The people trusted the parliament 
and had great expectations of what it could 
achieve. This People’s Chamber was thus a be-
lated triumph over the demagogy of the GDR, 
where everything was named after the people 
and yet was divorced from the reality of peo-
ple’s lives. This People’s Chamber really was 
the people’s chamber. It alone had the power 
to create a united Germany through its acces-
sion decision. It alone had the power to take 
this decision. 
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What left its mark on us, the citizens of the 
GDR – more than anything that we were un-
doubtedly given – was what we ourselves 
achieved in those days and weeks. We should 
constantly remind ourselves and others that 
the GDR collapsed, not least, because an ever 
increasing number of people preferred to leave 
everything behind – their previous existence, 
all their possessions, their friends, their jobs 
and the supposed social security – in order to 
make a new start elsewhere in freedom.  
That is another reason why I am voicing this 
appeal for freedom and why I believe that we 
should continue to be grateful to every one 
of these people even today. I say this even 
though I recall being overwhelmed, at the 
time, by sadness and even grief at the scale of 
the exodus. I always viewed it as a great loss, 
and I myself chose to remain in the GDR in or-
der to change it. That is why I was so appalled 
by Honecker’s comment that he would not 
shed a single tear for the people who left. Just 
imagine: this was the parting shot from the 
leader of a country whose people were leaving 
in droves. 

But it was the desire for freedom which unit-
ed the people – an entire people, those who 
left and those who stayed behind – which trig-
gered the events of 1989 and ensured that they 
would take an ever more tumultuous turn 
thereafter. However, the road to unity in free-
dom was two things: a magnificent achieve-
ment but also a wonderful gift. Unification 
was our own achievement, but we really can-
not claim all the credit. We did not anticipate 
the pace of events and how they would devel-
op their own momentum – certainly neither 
Helmut Kohl, with his Ten-Point Plan on 28 
November 1989, nor I in my government dec-
laration did so. I recall saying at the time that 
I hoped we would reach the point where we 
could send a joint team to the 1992 Olympics 
in Barcelona for the first time. But we kept 
pace with events and we rose to the challenge. 
Even so, it sometimes seems as if all this was 
just a brief episode in history. Sometimes, 
the People’s Chamber is mocked, rather con-
descendingly, for being a group of amateurs. 
That criticism is justified to the extent that 
genuine creativity and an ability to improvise 
are the hallmarks of amateurs. 

Applause
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Above all, however, we must genuinely regard 
this work as a service that gives our country 
a purpose. By performing this role, we chieve 
something in the wider world which crucial-
ly defines our democracy at home. The fact is 
that democracy is less a form of governance 
than a genuine service for the benefit of eve-
ryone in the community and for the common 
good. Democracy – more than any other form 
of rule – requires everyone’s commitment and 
participation. 
The same applies to the social market econo-
my as well, which is far more than just an eco-
nomic system. It demands and encourages a 
sense of responsibility from citizens. It puts 
the common good above individual interests 
and requires property ownership to serve the 
good of the community: without this, own-
ership cannot be guaranteed, as we have wit-
nessed all too vividly in recent months. In 
some ways, we could even say that what our 
country and Europe need is social participa-
tion as a means of overcoming divisions. So-
cial participation does not primarily mean that 
everyone gets something back; it means that 
everyone can and should make a contribution 
to their society’s success. 

I view with increasing concern the growing 
tendency to trivialise the rights which form 
the very basis of our freedom. Democracy de-
rives its authenticity and its power from citi-
zens’ commitment, nothing else. 
During the upheavals of 1989/1990, people in 
the GDR became citizens in their own right, 
proudly and visibly. They developed capac-
ities which, until then, they had been una-
ble to display. It was not at the World Cup in 
2006 that a sea of black-red-gold flags was in 
evidence for the first time but at the Monday 
demonstrations and the mass election meet-
ings in 1989/90: here too, we saw a peaceful, 
confident and joyful people, despite all the 
uncertainties ahead. 
It is this civic awareness that forges our sense 
of community with other nations. We live in 
a community of nations which guarantee the 
rights of citizens and are committed to peace 
and prosperity, and to living in peace. I be-
lieve that our continent can look forward to 
a positive future if it remains committed to 
these values – to justice, democracy, peace 
and freedom – and if it searches for its centre 
and the unity which were lost after the end of 
the Second World War. Our world was divid-
ed into East and West. There was no longer a 
centre. It was this centre that we had to find 
and restore. 
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Its actions not only created a united Germa-
ny; they also radically changed the Federal 
Republic which had existed until then. These 
changes are continuing undiminished. In fact, 
this is entirely logical, if we consider how the 
Federal Republic saw itself and how this was 
reflected, for example, in the Preamble of the 
Basic Law, which called on the entire German 
people to achieve by free self-determination 
the unity and freedom of Germany. 
At that time, the Basic Law – I quote – “al-
so acted on behalf of those Germans to whom 
participation was denied”. The elections to 
the People’s Chamber on 18 March 1990 made 
this participation by Germans in the GDR pos-
sible once more. In other words, even before 
the specific issue of accession under Article 23 
of the Basic Law – the framework in which re-
unification was agreed on 23 August 1990 and 
completed on 3 October 1990 – was raised, the 
people in the GDR rectified the situation that 
the Basic Law described as a flaw. 
Fortunately, we did not have to act alone. 

There were people in the other part of Germa-
ny and in the wider world who recognised the 
significance and magnitude of the events that 
they were witnessing and who supported the 
desire for freedom in our country and in Eu-
rope. I would like to mention two of them by 
name: the first is Helmut Kohl, who made the 
restoration of German unity a personal goal 
and whose commitment to this goal was exem-
plary. The second is George Bush, who from 
the outset left no room for doubt that the right 
of self-determination of peoples naturally ap-
plied to us Germans as well.

Applause

It took considerable effort to convince the re-
maining two of the four powers, but finally, 
this was achieved as well. 
Our people, our country could now stop cir-
cling around itself and the unresolved German 
question, and could dedicate itself to achiev-
ing the other major goal, namely – and again, I 
quote – “to serve the peace of the world as an 
equal partner in a united Europe”. We can and 
must be a driving force for European unity 
and a guarantor of peace in the world – all the 
more so because we achieved our own unity 
peacefully and in community with our neigh-
bours, and because we have them to thank for 
this as well. 
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As long as we are always mindful of the fact 
that history is not just a puzzling fate that in-
flicts itself on nations, we can look forward to 
a positive future. History is, quite simply, the 
sum of human actions. I am convinced that 
the best way to influence others is not by mak-
ing demands but by setting examples. No one 
can be compelled to adopt the attitudes of a 
freedom-loving, democratic citizen; this can 
only be achieved by example. This is not  
only a task for governments; it is a matter for 
citizens as well. So I would like to conclude 
my brief speech by saying that for as long as 
I live, I will cast my vote in every free election,

Applause

and as I do so, I will remember the first time 
this was possible: in the first free elections to 
the People’s Chamber on 18 March 1990, of 
which I had the honour of being a Member 
and which I was glad to serve. 

Ladies and gentlemen, 20 years on, we often 
still find ourselves searching for a definition of 
the term “nation”. Perhaps we can call on the 
assistance of a great Frenchman, Ernest Renan, 
who once said that “nation” means sharing 
a common history, but more importantly, it 
means having the desire for a common future.  
I am convinced that this desire for a common 
future has tangibly increased over the past  
20 years.

Thank you.

Sustained applause – the audience  
rises to its feet – National anthem is played
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